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Öffentliche Konsultation zum Europäischen 
Plan für erschwinglichen Wohnraum

Mit * markierte Felder sind Pflichtfelder.

Einleitung

Erschwinglicher Wohnraum ist inzwischen in ganz Europa ein weitverbreitetes und dringliches 
Problem. Steigende Preise von Wohnimmobilien und Mieten sowie steigende Zinsen, Neben- und 
Sanierungskosten belasten sowohl Haushalte mit niedrigem als auch mit mittlerem Einkommen, 
insbesondere in Großstädten und anderen Wachstumspolen. Sozial benachteiligte Menschen leiden 
unverhältnismäßig stark unter dieser Situation, insbesondere wenn sie keinen Zugang zu Sozialwohnungen 
haben. Auch hat die Obdachlosigkeit zugenommen. Auch für Familien, junge Menschen und Beschäftigte 
in systemrelevanten Sektoren wie dem Gesundheits- und Bildungswesen können die Wohnkosten zu 
einem großen Problem werden. Ein Mangel an erschwinglichem, nachhaltigem und angemessenem 
Wohnraum, auch aufgrund fehlender Neubauprojekte, beeinträchtigt die Lebens- und Bildungschancen der 
Menschen und die Arbeitskräftemobilität und damit auch das Wirtschaftswachstum, die 
Wettbewerbsfähigkeit und den sozialen Zusammenhalt. Wenn zu wenig renoviert und der bestehende 
Gebäudebestand nicht optimal genutzt wird, wirkt sich dies negativ auf das Erreichen der Klima- und 
Energieziele aus.

Zwar fällt dieser Bereich hauptsächlich in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten und der regionalen und 
lokalen Behörden, doch möchte die Europäische Kommission prüfen, wo durch die Entwicklung eines 
neuen europäischen Konzepts für erschwinglichen und nachhaltigen Wohnraum ein europäischer Mehrwert 
entstehen kann. Zu diesem Zweck führt die Kommission eine breit angelegte Konsultation - den Dialog 
über erschwinglichen Wohnraum - durch, um die Ursachen der aktuellen Herausforderungen und deren 
Auswirkungen auf verschiedene Gruppen und Sektoren zu untersuchen und Erkenntnisse über mögliche 
Lösungen, einschließlich bewährter Verfahren, zu sammeln.

Die Kommission bittet Bürgerinnen und Bürgern und ein breites Spektrum von Interessenträgern um ihre 
Beteiligung, um in Erfahrung zu bringen, wo Maßnahmen auf EU-Ebene den größten Mehrwert ergeben 
würden. Diese öffentliche Konsultation wird zusammen mit Expertenseminaren, Workshops und anderen 
themenbezogenen Konsultationsveranstaltungen in den Europäischen Plan für erschwinglichen Wohnraum 
einfließen, dessen Annahme für das erste Quartal 2026 geplant ist.

Die öffentliche Konsultation zu erschwinglichem Wohnraum besteht aus zwei Fragenkatalogen, einem für 
die breite Öffentlichkeit und einem für Behörden, Unternehmen, Verbände und andere 
Interessenträger. Auf Grundlage der von Ihnen im folgenden Abschnitt „Angaben zur Ihrer Person“ 
eingegebenen Daten werden Ihnen automatisch die richtigen Fragen präsentiert.
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Ein zusammenfassender Bericht wird innerhalb von 8 Wochen nach Abschluss der öffentlichen 
Konsultation auf der Konsultationswebsite veröffentlicht. Darüber hinaus wird eine Zusammenfassung der 
Antworten erstellt.

Angaben zu Ihrer Person

Im Fragebogen verwendete Sprache
Bulgarisch
Dänisch
Deutsch
Englisch
Estnisch
Finnisch
Französisch
Griechisch
Irisch
Italienisch
Kroatisch
Lettisch
Litauisch
Maltesisch
Niederländisch
Polnisch
Portugiesisch
Rumänisch
Schwedisch
Slowakisch
Slowenisch
Spanisch
Tschechisch
Ungarisch

In welcher Eigenschaft nehmen Sie an dieser Konsultation teil?
Hochschule/Forschungseinrichtung
Wirtschaftsverband
Unternehmen/Wirtschaftsorganisation

*

*
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Verbraucherorganisation
EU-Bürger/in
Umweltorganisation
Nicht-EU-Bürger/in
Nichtregierungsorganisation (NRO)
Behörde
Gewerkschaft
Sonstige

Vorname

Nachname
 

E-Mail-Adresse (wird nicht veröffentlicht)

europa@region-frankfurt.de

Ebene
Internationale Ebene
Lokale Ebene
Nationale Ebene
Regionale Ebene

Verwaltungsebene
Parlament
Behörde
Agentur

Name der Organisation
höchstens 255 Zeichen

Europabüro der Metropolregion FrankfurtRheinMain c/o Regionalverband FrankfurtRheinMain

Größe der Organisation
Sehr klein (1 bis 9 Beschäftigte)

*

*

*

*

*

*

*



4

Klein (10 bis 49 Beschäftigte)
Mittel (50 bis 249 Beschäftigte)
Groß (250 oder mehr Beschäftigte)

Nummer im Transparenzregister
Bitte prüfen Sie, ob Ihre Organisation im Transparenzregister eingetragen ist. Das Transparenzregister ist eine 
Datenbank, in die sich Organisationen, die Einfluss auf EU-Entscheidungsprozesse nehmen möchten, eintragen 
lassen können.

Herkunftsland
Bitte geben Sie Ihr Herkunftsland oder das Ihrer Organisation an.
 
Diese Liste gibt nicht den offiziellen Standpunkt der europäischen Organe bezüglich des rechtlichen Status der 
genannten Gebietskörperschaften oder deren Politik wieder. Es handelt sich vielmehr um eine Zusammenstellung 
oftmals voneinander abweichender Listen und Gepflogenheiten.

Afghanistan Fidschi Litauen Schweden
Ägypten Finnland Luxemburg Schweiz
Ålandinseln Frankreich Macau Senegal
Albanien Französische 

Süd- und 
Antarktisgebiete

Madagaskar Serbien

Algerien Französisch-
Guayana

Malawi Seychellen

Amerikanische 
Jungferninseln

Französisch-
Polynesien

Malaysia Sierra Leone

Amerikanisch-
Samoa

Gabun Malediven Simbabwe

Andorra Gambia Mali Singapur
Angola Georgien Malta Sint Maarten
Anguilla Ghana Marokko Slowakei
Antarktis Gibraltar Marshallinseln Slowenien
Antigua und 
Barbuda

Grenada Martinique Somalia

Äquatorialguinea Griechenland Mauretanien Spanien
Argentinien Grönland Mauritius Sri Lanka
Armenien Guadeloupe Mayotte St. Barthélemy

*
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Aruba Guam Mexiko St. Helena, 
Ascension und 
Tristan da Cunha

Aserbaidschan Guatemala Mikronesien St. Kitts und 
Nevis

Äthiopien Guernsey Moldau St. Lucia
Australien Guinea Monaco St. Martin
Bahamas Guinea-Bissau Mongolei St. Pierre und 

Miquelon
Bahrain Guyana Montenegro St. Vincent und 

die Grenadinen
Bangladesch Haiti Montserrat Südafrika
Barbados Heard und die 

McDonaldinseln
Mosambik Sudan

Belarus Honduras Myanmar/Birma Südgeorgien 
und Südliche 
Sandwichinseln

Belgien Hongkong Namibia Südkorea
Belize Indien Nauru Südsudan
Benin Indonesien Nepal Suriname
Bermuda Insel Man Neukaledonien Svalbard und 

Jan Mayen
Bhutan Irak Neuseeland Syrien
Bolivien Iran Nicaragua Tadschikistan
Bonaire, Saba 
und St. Eustatius

Irland Niederlande Taiwan

Bosnien und 
Herzegowina

Island Niger Tansania

Botsuana Israel Nigeria Thailand
Bouvetinsel Italien Niue Timor-Leste
Brasilien Jamaika Nordkorea Togo
Britische 
Jungferninseln

Japan Nördliche 
Marianen

Tokelau
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Britisches 
Territorium im 
Indischen Ozean

Jemen Nordmazedonien Tonga

Brunei Jersey Norfolkinsel Trinidad und 
Tobago

Bulgarien Jordanien Norwegen Tschad
Burkina Faso Kaimaninseln Oman Tschechien
Burundi Kambodscha Österreich Tunesien
Cabo Verde Kamerun Pakistan Türkei
Chile Kanada Palästina Turkmenistan
China Kasachstan Palau Turks- und 

Caicosinseln
Clipperton Katar Panama Tuvalu
Cookinseln Kenia Papua-

Neuguinea
Uganda

Costa Rica Kirgisistan Paraguay Ukraine
Côte d’Ivoire Kiribati Peru Ungarn
Curaçao Kleinere 

Amerikanische 
Überseeinseln

Philippinen Uruguay

Dänemark Kokosinseln 
(Keelinginseln)

Pitcairninseln Usbekistan

Das Kosovo Kolumbien Polen Vanuatu
Demokratische 
Republik Kongo

Komoren Portugal Vatikanstadt

Deutschland Kongo Puerto Rico Venezuela
Dominica Kroatien Réunion Vereinigte 

Arabische 
Emirate

Dominikanische 
Republik

Kuba Ruanda Vereinigtes 
Königreich

Dschibuti Kuwait Rumänien Vereinigte 
Staaten

Ecuador Laos Russland Vietnam
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El Salvador Lesotho Salomonen Wallis und 
Futuna

Eritrea Lettland Sambia Weihnachtsinsel
Estland Libanon Samoa Westsahara
Eswatini Liberia San Marino Zentralafrikanisc

he Republik
Falklandinseln Libyen São Tomé und 

Príncipe
Zypern

Färöer Liechtenstein Saudi-Arabien

Die Kommission wird alle Beiträge zu dieser öffentlichen Konsultation veröffentlichen. Sie können selbst 
entscheiden, ob Ihre Angaben bei der Veröffentlichung Ihres Beitrags offengelegt werden oder ob Sie 
anonym bleiben. Aus Gründen der Transparenz werden stets die Teilnehmerkategorie (z. B. 
„Wirtschaftsverband“, „Verbraucherverband“, „EU-Bürger/in“), das Herkunftsland und ggf. der 
Name und die Größe der Organisation sowie deren Transparenzregisternummer veröffentlicht. Ihre 

 Wählen Sie die Datenschutzoption aus, die E-Mail-Adresse wird zu keinem Zeitpunkt veröffentlicht.
Ihnen am meisten zusagt. Die Standarddatenschutzoptionen richten sich nach der gewählten 
Teilnehmerkategorie.

Datenschutzeinstellungen für die Veröffentlichung des Beitrags
Die Kommission wird die Antworten auf diese öffentliche Konsultation veröffentlichen. Sie können selbst 
entscheiden, ob Ihre Angaben offengelegt werden oder ob Sie anonym bleiben.

Anonym
Es werden nur Angaben zur Organisation veröffentlicht: Die 
Teilnehmerkategorie, der Name und die Transparenzregisternummer der 
Organisation, in deren Namen Sie an der Konsultation teilnehmen, sowie 
deren Größe und Herkunftsland und Ihr Beitrag werden in der eingegangenen 
Form veröffentlicht. Ihr Name wird nicht veröffentlicht. Bitte machen Sie in 
Ihrem Beitrag keine personenbezogenen Angaben, wenn Sie anonym bleiben 
möchten.
Öffentlich 
Angaben zur Organisation und zum Konsultationsteilnehmer werden 
veröffentlicht: Die Teilnehmerkategorie, der Name und die 
Transparenzregisternummer der Organisation, in deren Namen Sie an der 
Konsultation teilnehmen, sowie deren Größe und Herkunftsland und Ihr 
Beitrag werden veröffentlicht. Ihr Name wird ebenfalls veröffentlicht.

Ich stimme den  zuDatenschutzbestimmungen

*

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/specific-privacy-statement
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Fragen für Unternehmen, Betriebe, Behörden, Forschende, 
Forschungseinrichtungen, NRO

Bitte wählen Sie die Fragen aus, die für Sie oder den Sektor, den Sie vertreten bzw. in dem Sie arbeiten, 
relevant sind. Sie sind nicht verpflichtet, alle Fragen zu beantworten; wenn eine Frage Sie nicht betrifft oder 
Sie eine Frage nicht beantworten können, überspringen Sie diese einfach.

1. Was beschreibt Ihren Tätigkeitsbereich bzw. den Tätigkeitsbereich Ihrer 
Organisation am besten?

Finanzen und Investitionen Arbeit mit anderen sozial 
benachteiligten Gruppen

Bau und Sanierung Mieterorganisation
Herstellung von Bau- und 
Sanierungsmaterialien oder -geräten

Eigentümerorganisation

Energieeffizienz Allgemeine und berufliche Bildung
Gewerbeimmobilien Hochschulen und 

Forschungseinrichtungen
Sozialer Wohnungsbau Gesundheitsversorgung
Raumplanung Tourismus
Architektur Plattformen für Kurzzeitvermietungen
Arbeit mit obdachlosen Menschen Sonstiges

2. In welchen Ländern sind Sie in erster Linie tätig?
Alle EU-Mitgliedstaaten Dänemark Italien Rumänien
Außerhalb der EU Estland Lettland Slowakische Republik
Österreich Finnland Litauen Slowenien
Belgien Frankreich Luxemburg Spanien
Bulgarien Deutschland Malta Schweden
Kroatien Griechenland Niederlande
Zypern Ungarn Polen
Tschechien Irland Portugal

Erschwinglicher Wohnraum und sozialer Wohnungsbau

3. Ist Ihrer Meinung nach eine gemeinsame Definition des Begriffs 
„erschwinglicher Wohnraum“ in der EU erforderlich?
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Nein, in den Mitgliedstaaten gibt es, auch aufgrund kultureller Präferenzen 
oder Traditionen, unterschiedliche Ansätze, weshalb eine gemeinsame 
Definition auf EU-Ebene nicht erforderlich oder möglich ist.
Ein gewisses Maß an Konvergenz ist erforderlich, insbesondere dann, wenn 
das Wohnungswesen mit öffentlichen Mitteln unterstützt wird.
Ja, in allen Bereichen, die EU-Mittel betreffen, ist eine gemeinsame 
europäische Definition des Begriffs „erschwinglicher Wohnraum“ erforderlich.
Sonstiges

4. Was wäre die wichtigste Maßnahme, um das Angebot an erschwinglichem 
Wohnraum kurz- und mittelfristig deutlich zu erhöhen?

Höchstens 3 Auswahlvorgänge

Das Baugewerbe effizienter und wettbewerbsfähiger machen
Genehmigungsverfahren beschleunigen und die Anzahl der Vorschriften im 
Bauwesen verringern
Leer stehende Gebäude umnutzen (z. B. aus gewerblicher Nutzung)
Die Zahl leer stehender oder unzureichend genutzter Wohnungen erfassen 
und verringern
Den Bestand an erschwinglichem Wohnraum erweitern und seine Funktion 
verbessern
Für Neubauten einen Mindestanteil an Einheiten festlegen, deren Preis unter 
dem Marktpreis liegt
Maßnahmen fördern, die dazu führen, dass mehr Flächen für Wohnbebauung 
bereitstehen
Nachfrageseitige Beihilfen nutzen, um Mieten unter den Marktpreis zu 
bringen, z. B. für systemrelevante Berufe oder junge Familien
Kurzzeitvermietung von Wohnraum in Gebieten begrenzen, in denen diese 
Praxis das Angebot an erschwinglichem Wohnraum für die lokale Bevölkerung 
einschränkt
Finanzspekulation auf dem Wohnungsmarkt begrenzen
Sonstiges

5. Unter anderem aufgrund von unzureichender Isolierung entfallen in der EU 
etwa 35 % der energiebedingten Treibhausgasemissionen auf den 
Gebäudebestand. Die verwendeten Baustoffe können sich erheblich auf die 
Umwelt auswirken. Bestimmte Arten von Gebäuden können auch die 
Bodengesundheit oder den Gewässerzustand sowie die Bodennutzung im 

Genehmigungsverfahren beschleunigen
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Allgemeinen erheblich beeinträchtigen. Es wird befürchtet, dass Gebäude 
durch Maßnahmen, die sie nachhaltiger machen, gleichzeitig auch teurer 
werden.
Können Sie bewährte Lösungen nennen, die Nachhaltigkeit und 
Erschwinglichkeit miteinander vereinbaren?

höchstens 300 Zeichen

6. Wie lässt sich die Verfügbarkeit von Sozialwohnungen* am besten 
erhöhen?
*Sozialwohnungen richten sich an benachteiligte Gruppen und werden auf Grundlage spezifischer Kriterien wie Einkommen, Größe der 

Haushalte oder gesundheitlicher Einschränkungen zugewiesen. Die Systeme des sozialen Wohnungsbaus und die Zuweisungskriterien 

unterscheiden sich von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat.

Höchstens 3 Auswahlvorgänge

Partnerschaften mit dem Privatsektor weiter ausbauen, insbesondere mit 
gemeinnützigen und/oder begrenzt gewinnorientierten Unternehmen und 
sozialen Investoren
Zusammenarbeit mit anderen Akteuren der Sozialwirtschaft fördern
Mietmechanismen für soziale Zwecke für private Eigentümern fördern, z. B. 
soziale Vermietungsagenturen
Ziele für den Anteil von Sozialwohnungen am lokalen Wohnungsbestand 
festlegen
Öffentliche Förderung für den sozialen Wohnungsbau erhöhen
Sozialen Wohnungsbau auf Grundlage des aktuellen oder prognostizierten 
Wohnraumbedarfs planen
Sonstiges

7. Kennen Sie bewährte oder innovative Verfahren zur Förderung von 
erschwinglichem Wohnraum und sozialem Wohnungsbau? 
Bitte belegen Sie, wenn möglich, Ihre Ausführungen.

höchstens 300 Zeichen

8. Könnten genossenschaftliche oder andere alternative Wohnmodelle (z. B. 
gemeinschaftliche Grundstücksfonds) das Angebot an erschwinglichem 
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Wohnraum erhöhen? 
Ließen sich diese Ansätze in größerem Maßstab umsetzen?
Bitte belegen Sie, wenn möglich, Ihre Ausführungen.

höchstens 300 Zeichen

9. Wie könnten Lösungen für die verschiedenen Herausforderungen in Bezug 
auf den Wohnraumbedarf in Städten und auf dem Land aussehen, um den 
Zugang zu erschwinglichem, nachhaltigem und angemessenem Wohnraum 
für alle Europäer zu verbessern, z. B. durch Raumplanung und finanzielle 
Förderung?

höchstens 300 Zeichen

Regionale Steuerung der Flächenentwicklung, wie z.B. durch eine abgestimmte Flächennutzungsplanung i
m Ballungsraum FrankfurtRheinMain 

Finanzierung

10. Was sind die größten finanziellen Herausforderungen bei der Umsetzung 
neuer Projekte für erschwinglichen Wohnraum?

Höchstens 3 Auswahlvorgänge

Fehlende langfristige Finanzierungsmöglichkeiten
Es ist nicht leicht zu erkennen, welche Finanzierungsmöglichkeiten es gibt
Schwieriger Zugang zu finanzieller Förderung (z. B. komplexe und langwierige 
Antragsverfahren/mangelnde Kapazitäten)
Unrentables Marktsegment/geringe Rendite im Vergleich zu stärker 
gewinnorientierten Bauvorhaben
Hohe Vorlaufkosten bei Bauprojekten, Materialknappheit
Hohe Vorlaufkosten bei Grundstücken
Kein Zugang zu Instrumenten, die Risiken eingrenzen (Garantien, öffentliche 
Ko-Investitionen)
Sonstiges

11. Mit welchen Lösungen ließen sich diese Herausforderungen bei Projekten 
für erschwinglichen Wohnraum am besten überwinden?

Höchstens 3 Auswahlvorgänge

Gleiche Wettbewerbsbedingungen wie bei rentableren Bauprojekten schaffen
Bessere Verfügbarkeit von besonders zinsgünstigen Darlehen

x
Erwerb - Grundstücke durch öffentliche Hand erschwert
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Garantien und andere Risikoteilungsmechanismen
Kombination von Finanzierungsinstrumenten und Beihilfen (Mischfinanzierung)
Kapitalbeteiligungen
Formen öffentlich-privater Partnerschaften
Flexible Finanzierungsoptionen (z. B. längere Kreditlaufzeiten, niedrigere 
Vorlaufkosten)
Zugangsregeln für private Investoren festlegen und einen Teil der 
Wohneinheiten für Käufer mit Einkommen unterhalb einer bestimmten Grenze 
vorsehen
Mehr technische Hilfe bei der Projektentwicklung
Neue institutionelle Akteure fördern, z. B. gemeinnützige Bauvereinigungen, 
Genossenschaften usw.
Sonstiges

Bitte führen Sie dies näher aus und belegen Sie Ihre Äußerungen, wenn Sie 
Erfahrung mit einer der oben genannten Lösungen gemacht haben.

höchstens 300 Zeichen

12. Wie können Investitionen in erschwinglichen Wohnraum effektiver 
ausgeweitet und Förder- und Finanzierungsmodelle verbessert werden?

höchstens 300 Zeichen

13. Wie können finanzielle Anreize am besten zielgerichtet gestaltet und 
austariert werden, um jungen Menschen den Zugang zu Wohnraum zu 
erleichtern?

höchstens 300 Zeichen

14. Wie kann der Einsatz von EU-Mitteln für erschwinglichen Wohnraum in 
der Praxis verbessert und benutzerfreundlicher gestaltet werden?

höchstens 300 Zeichen

Staatliche Beihilfen
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Nach den geltenden Vorschriften über staatliche Beihilfen ist eine öffentliche Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus ohne vorherige Genehmigung der Kommission zulässig. Mitgliedstaaten, die 
Programme für erschwinglichen Wohnraum unterstützen möchten, müssen ihre Pläne der Kommission 
jedoch im Voraus mitteilen und von dieser genehmigen lassen.

15. Hatten Sie bei der Finanzierung von Projekten des sozialen 
Wohnungsbaus schon einmal Schwierigkeiten im Zusammenhang mit 
staatlichen Beihilfen?

Ja
Nein

16. Hatten Sie bei der Finanzierung von Projekten für erschwinglichen 
Wohnraum aus öffentlichen Mitteln schon einmal Schwierigkeiten im 
Zusammenhang mit den Vorschriften für staatliche Beihilfen?

Ja
Nein

17. Hatten Sie bei der Finanzierung von Sanierungsprojekten schon einmal 
Schwierigkeiten im Zusammenhang mit den Vorschriften für staatliche 
Beihilfen?

Ja
Nein

18. Die Kommission wird die Vorschriften für staatliche Beihilfen 
überarbeiten, um die Förderung von erschwinglichem Wohnraum ohne 
vorherige Genehmigung durch die Kommission zu ermöglichen. Diese neuen 
Vorschriften werden unter Umständen mit bestimmten Bedingungen 
verknüpft.
Welche Aspekte sollte die Kommission Ihrer Meinung nach bei der 
Gestaltung der Vorschriften für staatliche Beihilfen mit Blick auf Programme 
für erschwinglichen Wohnraum berücksichtigen?

Höchstens 3 Auswahlvorgänge

Den Preis für erschwinglichen Wohnraum
Das Einkommen der Bewohner (im Verhältnis zu den Kosten für die Nutzung
/den Kauf des Wohnraums)
Das Eigentum an den Wohneinheiten (z. B. um sicherzustellen, dass die neu 
gebauten Wohnungen in öffentlichem Eigentum oder Sozialwohnungen
/erschwinglicher Wohnraum bleiben)



14

Barrierefreiheit der Wohneinheiten (z. B. für Menschen mit Behinderungen)
Umweltleistung (Energieeffizienzklasse der Wohneinheiten, Umweltnormen, 
Klimaresistenz, Boden-, Material- und Wassernutzung)
Die soziale Vielfalt der Gebäudenutzer
Die Anbieter des erschwinglichen Wohnraums
Sonstiges

Bitte ausführen
höchstens 100 Zeichen

Es sollte den Mitgliedstaaten überlassen werden, welche Kriterien festgelegt werden 

Baugewerbe

Der Bausektor der EU steht vor mehreren großen strukturellen Herausforderungen: geringe 
Produktivität, Arbeitskräftemangel, hohe Baukosten und ein erheblicher Umweltfußabdruck.

19. Welche Faktoren sind Ihrer Ansicht nach besonders wichtig, um Kosten 
zu senken und die Bautätigkeit auszuweiten?

Höchstens 3 Auswahlvorgänge

Weniger Bürokratie und Berichtspflichten, schnellere Planung und 
Genehmigung
Nachhaltige und energieeffiziente Baustoffe, Kreislaufwirtschaft und 
Abfallminderung
Innovative Gebäudetechniken, z. B. vorgefertigte Gebäudesanierungsmodule 
und Fertigbau
Vollständige Digitalisierung der Wertschöpfungskette (Bauprodukte, 
Genehmigungen, Ausweise über die Gesamtenergieeffizienz, 
Gebäudelogbücher, Audits vor dem Abbruch)
Verbesserter Zugang zu Finanzierung mit längerer Laufzeit von Darlehen und 
mehr Garantien
Zugang zu qualifizierten Arbeitskräften
Ein effizientes Justizsystem zur Beilegung von Streitigkeiten und 
Durchsetzung von Verträgen sowie Bauordnungen und -vorschriften
Maßnahmen für mehr und günstigere Flächen zur Wohnbebauung
Vergabe öffentlicher Aufträge (z. B. beschleunigte Verfahren, gemeinsame 
Beschaffung, Digitalisierung)
Sonstiges

*
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Bitte ausführen
höchstens 100 Zeichen

Niedrige Zinsen 

Bitte geben Sie Links oder Studien zu bewährten Verfahren in den oben 
genannten Bereichen an

höchstens 300 Zeichen

 Sie können Ihre Datei(en) hier hochladen
Zulässiges Dateiformat: pdf,txt,doc,docx,odt,rtf

20. Im Rahmen ihrer Arbeit für erschwinglichen Wohnraum entwickelt die 
Kommission derzeit eine Europäische Strategie für den Wohnungsbau, die 
sich auf die Angebotsseite der Wohnraumkrise konzentriert.
Was müsste die EU Ihrer Ansicht nach tun, um dazu beizutragen, dass 
innovative Bau- und Sanierungsverfahren und -produkte auf den Markt 
kommen und mehr erschwinglicher Wohnraum entsteht?

Höchstens 3 Auswahlvorgänge

Den Verwaltungsaufwand bei der Vergabe öffentlicher Aufträge senken und 
den Vorzug europäischer Produkte ermöglichen
Im Rahmen der neuen Bauprodukteverordnung die erforderlichen Normen 
entwickeln, um den Verkauf neuartiger Bauprodukte im gesamten EU-
Binnenmarkt zu erleichtern
Einen Binnenmarkt für recycelte Baustoffe und Abfälle schaffen
Mit Finanzinstituten und der Industrie zusammenarbeiten, um das Risiko von 
Investitionen in innovative Bauprodukte und -methoden zu verringern
Mit Behörden zusammenarbeiten, um Nachfrage nach der Umnutzung leer 
stehender Wohn- oder Bürogebäuden zu generieren
Es sind keine EU-Maßnahmen erforderlich
Sonstiges

Bitte ausführen
höchstens 100 Zeichen

 

*

*
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Bitte geben Sie Links oder Studien zu bewährten Verfahren in den oben 
genannten Bereichen an

höchstens 300 Zeichen

 Sie können Ihre Datei(en) hier hochladen
Zulässiges Dateiformat: pdf,txt,doc,docx,odt,rtf

Zoneneinteilung und Genehmigungsverfahren

Flächennutzung, Raumplanung und Genehmigungen für Bau- und Sanierungsprojekte fallen in 
erster Linie in die Zuständigkeit der lokalen und regionalen Ebene. Zahlreiche Behörden in der EU 
ergreifen Initiativen, um die Komplexität und Langwierigkeit dieser Schritte abzubauen.

21. Welches sind die größten Hindernisse für Genehmigungen in der 
Zoneneinteilungs- und Raumplanungsphase?

höchstens 300 Zeichen

22. Wie lange dauert im Schnitt die Erteilung einer Baugenehmigung in Ihrer 
Stadt/Region/Ihrem Land?

höchstens 100 Zeichen

23. Welche Maßnahmen sollten die Behörden in Bezug auf Flächennutzung, 
Raumplanung und Genehmigungen vor allem ergreifen, um das Angebot an 
erschwinglichem Wohnraum zu erhöhen?

Höchstens 3 Auswahlvorgänge

Effiziente Flächennutzungsstrategien umsetzen, z. B. Ermittlung von Flächen, 
die für Wohnungsbauprojekte geeignet sind und bei denen keine erheblichen 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind
Verwaltungskapazitäten der für Genehmigungen zuständigen Behörden 
ausbauen (z. B. Personal, stärkere Zentralisierung, Digitalisierung)
Bauvorschriften vereinfachen
Anforderungen an die Zoneneinteilung und Genehmigungsverfahren 
vereinfachen
Beschleunigte Verfahren für Sanierungs- oder Umnutzungsprojekte einführen
Höhere Bebauungsdichte in Wohn- oder Industriegebieten ermöglichen

- Flächenknappheit 
- Nichtverfügbarkeit auf Grund von Eigentümerverhältnissen 
- Grundstückspreise 

- durchschnittlich 1,5 Jahre für Änderungsverfahren für neue Bauflächen 
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Genehmigungsverfahren beschleunigen (z. B. durch gestraffte Verfahren für 
Fertigbau, quartiersbezogene Sanierungsprojekte oder Umnutzung von 
Gebäuden)
Gemeinsame Umweltprüfungen für ganze Neubaugebiete einführen
Strategien entwickeln, wie Wohnraum trotz Anforderungen an die 
Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderungen und ältere Menschen 
erschwinglich bleiben kann
Prüfen, wie sich öffentliche Einspruchsverfahren straffen lassen (z. B. 
Zulässigkeitskriterien, Fristen), ohne das Recht der Bürgerinnen und Bürger 
auf die Anfechtung von Entscheidungen einzuschränken
Sonstiges

24. Wie könnte die EU die Mitgliedstaaten bei der Vereinfachung und 
Beschleunigung von Flächennutzungs-, Raumplanungs- und 
Genehmigungsverfahren unterstützen?

Höchstens 3 Auswahlvorgänge

Die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung von EU-Rechtsvorschriften mit 
Auswirkungen auf Flächennutzung und Raumplanung unterstützen
Den Austausch bewährter Verfahren zwischen Behörden erleichtern
Empfehlungen und technische Hilfe für effiziente Flächennutzungs- und 
Raumplanungsmaßnahmen für mehr erschwinglichen Wohnraum bereitstellen
Leitlinien erarbeiten, wie sich der Wohnungsbau als überwiegendes 
öffentliches Interesse mit anderen Zielen wie „Netto-Null-Flächenverbrauch“ 
vereinbaren lässt
Neue EU-Rechtsvorschriften vorlegen, die die Planung und Genehmigung von 
Wohnungsbauprojekten beschleunigen
EU-Mittel für den Wohnungsbau von der Durchführung einschlägiger 
Reformen im betreffenden Mitgliedstaat abhängig machen
EU-Maßnahmen sind nicht erforderlich
Sonstiges

Bitte geben Sie Links oder Studien zu bewährten Verfahren in den oben 
genannten Bereichen an

höchstens 300 Zeichen

Beispiel Regionalverband FrankfurtRheinMain  
https://www.region-frankfurt.de/Unsere-Themen-Leistungen/Regionaler-Fl%C3%A4chennutzungsplan/W
ohnen-und-Daseinsvorsorge/ 
Automatisierte flächendeckende Umweltprüfung für 80 Kommunen im Ballungsraum FRM 
Beispiel WebSUP https://www.region-frankfurt.de/output/download.php?fid=3255.1735.1.PDF 

x
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 Sie können Ihre Datei(en) hier hochladen
Zulässiges Dateiformat: pdf,txt,doc,docx,odt,rtf

Umnutzung, Nachverdichtung und leer stehende Immobilien

Es gibt viele leer stehende Industrie-, Gewerbe-, Wohn-, öffentliche oder historische Gebäude, die 
umgenutzt oder saniert werden könnten, um dem Bedarf an erschwinglichem Wohnraum besser 
gerecht zu werden. Die Umwandlung bestehender Gebäude verringert den Bedarf an Neubauten 
und dadurch auch CO2-Emissionen, Flächennutzungs- und Infrastrukturkosten sowie negative 
Auswirkungen auf die Widerstandsfähigkeit gegen den Klimawandel und die biologische Vielfalt 
durch neuen Flächenverbrauch. Darüber hinaus kann sie zur Wiederbelebung von Stadtvierteln und 
zur Nachfrage nach neuen Dienstleistungen beitragen.

25. Sehen Sie Hindernisse bei der Umnutzung und Sanierung leer stehender 
Gebäude?

Höchstens 3 Auswahlvorgänge

Hohe Kosten
Komplizierte Verfahren zur Neuausweisung von Gebieten mit gewerblicher 
oder industrieller Nutzung für den Wohnungsbau
Lange Genehmigungsverfahren für die Umnutzung/Sanierung leer stehender 
Gebäude
Schwierigkeiten bei der Anpassung ehemaliger Industrie-, Gewerbe- und 
öffentlicher Gebäude an Wohnzwecke
Rechtsvorschriften und Baunormen müssen eingehalten werden
Eigentumsfragen und andere rechtliche Schwierigkeiten
Lage in Gebieten mit geringer Nachfrage oder fehlender 
Dienstleistungsinfrastruktur
Keine Hindernisse
Sonstiges

26. Wie sollten die Behörden die Umnutzung leer stehender Gebäude am 
besten unterstützen?

Höchstens 3 Auswahlvorgänge

Eine vollständige Erfassung aller Gebäude, ihres Zustands und ihrer Nutzung 
gewährleisten
Zoneneinteilung anpassen, Gebäudenormen reformieren, 
Genehmigungsverfahren für die Umwandlung oder Umnutzung von Gebäuden 
straffen, bürokratische Hürden abbauen und Verfahren beschleunigen
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Finanzmittel, Beihilfen oder steuerliche Anreize für die Sanierung und 
Umnutzung ungenutzter Gebäude bereitstellen
Zusätzliche Besteuerung nicht genutzter Gebäude
Verpflichtende Bewertung der Rückbaufähigkeit von Gebäuden vor dem 
Abriss, einschließlich deren Integration in Planungsverfahren
In die Forschung zu neuen Sanierungstechniken investieren, die Kosten- und 
Zeiteinsparungen ermöglichen und Abfall verringern
Die gemischte Nutzung von Gebäuden fördern (Supermarkt in Kombination 
mit Wohnungen usw.)
Die Öffentlichkeit über die Vorteile einer Umnutzung informieren und die 
Menschen vor Ort einbeziehen
Sonstiges

27. Wie könnte die EU die Bemühungen der Mitgliedstaaten zur Umnutzung 
leer stehender Gebäude unterstützen?

Höchstens 3 Auswahlvorgänge

Die Nutzung der Beobachtungsstelle für den EU-Gebäudebestand zur 
Bereitstellung von Daten und Informationen über den Gebäudebestand in der 
EU, einschließlich Energieverbrauch und Sanierungsquoten, erleichtern und 
Kriterien für den Status „Leerstand“ entwickeln
Sicherstellen, dass die EU-Rechtsvorschriften für die Sanierung von 
Gebäuden die Umnutzung von Gebäuden erleichtern
Den Austausch bewährter Verfahren erleichtern
Empfehlungen und technische Hilfe bei der Umnutzung und Sanierung 
ungenutzter Gebäude bereitstellen
Bestimmte Finanzierungsquellen (z. B. Neues Europäisches Bauhaus, 
Initiative „Bezahlbares Wohnen“) der Umnutzung und Nachverdichtung 
widmen
EU-Maßnahmen sind nicht erforderlich
Sonstiges

28. Wie sollten die zuständigen Behörden im Fall von illegalen 
Hausbesetzungen am besten vorgehen?

höchstens 300 Zeichen

x
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Bitte geben Sie Links oder Studien zu bewährten Verfahren in den oben 
genannten Bereichen an

höchstens 300 Zeichen

 Sie können Ihre Datei(en) hier hochladen
Zulässiges Dateiformat: pdf,txt,doc,docx,odt,rtf

Vereinfachung

Die Kommission hat Geschwindigkeit, Kohärenz und Vereinfachung zu ihren zentralen politischen 
Prioritäten gemacht und konzentriert sich darauf, den Verwaltungsaufwand zu verringern und die 
Umsetzung zu vereinfachen: weniger Verwaltungsaufwand und Berichterstattung, mehr Vertrauen, 
bessere Durchsetzung, schnellere Genehmigungen.

29. Kennen Sie sich überschneidende, unnötige oder unverhältnismäßige EU-
Vorschriften, die die Bereitstellung von erschwinglichem Wohnraum 
behindern?

Ja
Nein

30. Kennen Sie nationale, regionale oder lokale Vorschriften, die unnötige 
Hindernisse für die Bereitstellung von erschwinglichem Wohnraum 
schaffen? Falls ja, welche?

Ja
Nein

Arbeitskräftemangel, Kompetenzen und Arbeitsbedingungen

Das Baugewerbe (z. B. Klempner, Elektriker, Maurer) gehört zu den Berufen, in denen in Europa der 
größte Mangel herrscht. Für mehr erschwinglichen Wohnraum muss auch der Arbeitskräftemangel 
angegangen und es müssen Kompetenzen für neue Bautechniken entwickelt werden - das betrifft 
Bauarbeiter, Architekten und Ingenieure ebenso wie Immobilienentwickler, Stadtplaner und lokale 
Verwaltungen.

31. Auf welche Maßnahmen sollten die Behörden in den Mitgliedstaaten Ihrer 
Meinung nach vorrangig setzen, um den Arbeitskräftemangel im Baugewerbe 
anzugehen?

Höchstens 3 Auswahlvorgänge

x

x
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Attraktivität, Qualität und Anzahl der Plätze in Programmen der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung erhöhen, damit mehr Menschen die für den 
Arbeitsmarkt im Baugewerbe erforderlichen Kompetenzen erwerben können
Die Arbeitsbedingungen im Baugewerbe verbessern, um den Sektor unter 
anderem für junge Menschen und Frauen attraktiver zu machen
Weiterbildung und Umschulung entlang der Wertschöpfungskette des 
Baugewerbes fördern, um Kompetenzlücken zu schließen (z. B. in den 
Bereichen digitale Technologien, fortgeschrittene Herstellung, Fertigbau, 
Hybridtechniken, die Holz und Beton kombinieren, Integration von 
Technologien wie Wärmepumpen und erneuerbare Energien)
Durch gezielte Schulungs- und Austauschprogramme in Kapazitäten und 
Kompetenzen bei öffentlichen Verwaltungen und Stadtplanern investieren
Sonstiges

32. Können Sie bewährte Verfahren zur Bekämpfung des 
Arbeitskräftemangels im Baugewerbe nennen?
Bitte belegen Sie, wenn möglich, Ihre Ausführungen.

höchstens 300 Zeichen

33. Sollte die EU Ihrer Meinung nach folgende zusätzliche Maßnahmen 
ergreifen, um den Arbeitskräftemangel im Baugewerbe anzugehen?

Höchstens 3 Auswahlvorgänge

Die Anerkennung von Berufsqualifikationen und Kompetenzen verbessern
Die geltenden Vorschriften im Bereich Arbeitsrecht und Freizügigkeit in der EU 
besser durchsetzen
Durch eine einfachere Anerkennung von Berufsqualifikationen das Potenzial 
der legalen Migration aus Nicht-EU-Ländern nutzen, um die EU-
Aufnahmeländer bei der Deckung des Arbeitsmarktbedarfs zu unterstützen
Spezifische Genehmigungs- oder Zertifizierungsanforderungen abbauen, die 
qualifizierte Dienstleister (z. B. Bauarbeiter, Elektro-, Gas- oder PV-
Installateure) daran hindern, Dienstleistungen in einem anderen EU-Land zu 
erbringen
Den sozialen Dialog zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern im 
Baugewerbe fördern und unterstützen, um zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen in der Branche beizutragen
Sonstiges

x
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Mietmarkt, kurzfristige Vermietung von Wohnraum und Tourismus, 
Zweitwohnungen

Kurzzeitvermietungen über Online-Plattformen haben rasant zugenommen und machen heute rund 
ein Viertel des gesamten touristischen Beherbergungsangebots in der EU aus.

34. Sehen Sie, dass sich Kurzzeitvermietungen auf Ihr Land, Ihre Region oder 
Ihre Stadt auswirken? 
Falls ja, beschreiben Sie bitte die Auswirkungen und den Kontext (z. B. 
Hauptstadt, ländliches Gebiet, Tourismusregion). Bitte belegen Sie, wenn 
möglich, Ihre Äußerungen mit quantifizierten Nachweisen.

höchstens 300 Zeichen

 Sie können Ihre Datei(en) hier hochladen
Zulässiges Dateiformat: pdf,txt,doc,docx,odt,rtf

Im Zuge einer neuen EU-Verordnung („Verordnung über die kurzfristige Vermietung von 
Unterkünften“), die ab Mai 2026 gelten wird, werden sich die Transparenzanforderungen für 
Gastgeber erhöhen und es werden dadurch mehr Informationen über den Standort und die Dauer 
von Kurzzeitvermietungen zur Verfügung stehen, sodass Behörden erforderlichenfalls 
verhältnismäßige Maßnahmen ergreifen können. Darüber hinaus werden neue EU-
Steuervorschriften digitale Plattformen dazu verpflichten, die von Gastgebern erzielten Einkünfte zu 
melden und im Namen der Gastgeber Mehrwertsteuer zu erheben und einzuziehen. Gleichzeitig 
beschränken eine Reihe von Behörden in den Mitgliedstaaten die Kurzzeitvermietung von 
Wohnraum.

35. Was sollte Ihrer Ansicht nach auf EU-Ebene noch gegen das Problem der 
kurzfristigen Vermietung von Unterkünften unternommen werden?

Höchstens 3 Auswahlvorgänge

Zusätzliche politische Maßnahmen der EU sind nicht erforderlich - die Priorität 
sollte nun darin bestehen, die neue Verordnung über die kurzfristige 
Vermietung von Unterkünften umzusetzen und sicherzustellen, dass relevante 
Daten generiert und illegale Angebote entfernt werden
Die EU und die Mitgliedstaaten sollten zusätzliche ökonomische Daten über 
die Auswirkungen von kurzfristigen Vermietungen auf die Preise von 
Wohnraum sammeln
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Die EU sollte auf Grundlage einer Bewertung der rechtlichen und 
wirtschaftlichen Auswirkungen verschiedener, auch steuerpolitischer 
Maßnahmen den Austausch bewährter Verfahren erleichtern
Die EU sollte Maßnahmen zur Diversifizierung der Tourismusströme 
unterstützen, damit die Vorteile des Tourismus nachhaltiger verteilt werden 
und sich die Nachteile des Übertourismus in bestimmten Hotspots verringern
Kurzfristige Unterkünfte sollten auf EU-Ebene stärker reguliert werden
Die EU sollte Maßnahmen gegen ungerechtfertigte und unverhältnismäßige 
Beschränkungen der kurzfristigen Vermietung von Unterkünften ergreifen
Weitere politische Maßnahmen sind nicht erforderlich
Sonstiges

36. Gibt es Beispiele für bewährte Verfahren und Ideen, wie sich die 
kurzfristige Vermietung besser mit dem Bedarf an langfristigem Wohnraum in 
Einklang bringen lässt? 
Bitte führen Sie dies aus und belegen Sie, wenn möglich, Ihre Äußerungen.

höchstens 300 Zeichen

37. Eine Zweitwohnung ist eine Immobilie, in der man außerhalb der 
Erstwohnung Zeit verbringt. Zweitwohnungen können für bestimmte 
Zeiträume vermietet (kurzfristige Vermietung) oder hauptsächlich von den 
Eigentümern genutzt werden. Es besteht die Befürchtung, dass 
Zweitwohnungen Wohnraum für die Bewohner vor Ort teurer machen und
/oder zum Leerstand von Wohnraum beitragen könnten.
Sehen Sie, dass sich kurzfristige Vermietungen oder Zweitwohnungen auf Ihr 
Land oder Ihrer Region auswirken? 
Falls ja, beschreiben Sie bitte die Auswirkungen und den Kontext (z. B. 
Hauptstadt, ländliches Gebiet, Tourismusregion).

Ja
Nein

38. Welche Maßnahmen sind Ihrer Ansicht nach am besten geeignet, um eine 
effizientere Nutzung von Zweitwohnungen zu fördern, die nicht ausreichend 
genutzt werden?

Höchstens 3 Auswahlvorgänge

x
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Finanzialisierung* und Spekulation

Eine zusätzliche Immobilienbesteuerung für Zweitwohnungen einführen (z. B. 
für Wohnungen, die weniger als xx Tage im Jahr bewohnt werden) 
Anreize für die Vermietung von Zweitwohnungen für bestimmte Zeiträume pro 
Jahr schaffen 
Die Zahl der Zweitwohnungen in bestimmten Gebieten beschränken 
Die Gleichbehandlung der Eigentümer von Zweitwohnungen gewährleisten 
(auch grenzüberschreitend, z. B. Käufer von Zweitwohnungen in einem 
anderen Land als dem Land der Erstwohnung gegenüber Käufern von 
Zweitwohnungen im selben Land wie die Erstwohnung) 
Sonstiges 

* Bitte ausführen 
höchstens 100 Zeichen 

Die kommunale Ebene soll selbst entscheiden können, ob und gegebenenfalls welche Maßnahmen zu ergreifen sind 

39. Welche zusätzlichen Aspekte sollten in Erwägung gezogen werden, um 
das ordnungsgemäße Funktionieren des Mietmarktes zu gewährleisten? 

Höchstens 3 Auswahlvorgänge 

Immobilienbesteuerung erhöhen 
Besteuerung von Mieteinkünften verringern 
Transparente und durchsetzbare Mietverträge fördern, insbesondere durch 
standardisierte Dokumentation und geeignete Registrierungsmechanismen 
Steuerliche oder regulatorische Anreize, die langfristige Mietverträge 
gegenüber kurzfristigen oder touristischen Vermietungen begünstigen und zur 
Stabilisierung des Angebots für die lokal ansässige Bevölkerung beitragen 
Besserer Schutz von Mietern durch Maßnahmen wie unbefristete Mietverträge 
und öffentlich zugängliche Register, die auch Mietpreise enthalten 
Mietbürgschaften fördern 
Mietobergrenzen einführen 
Sonstiges 

* Bitte ausführen 
höchstens 100 Zeichen 

Die jeweilige administrative Ebene soll selbst entscheiden können, ob und gegebenenfalls welche Maßnahmen  

zu ergreifen sind 
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* Finanzialisierung: Wohnimmobilien werden als finanzielle Vermögenswerte für Investitions- und Gewinnzwecke und nicht in erster Linie als 

Ort zum Wohnen behandelt.

40. Trägt der Erwerb von Wohnraum, der in erster Linie zum Wiederverkauf 
zu einem höheren Preis erfolgt, Ihrer Ansicht nach zu steigenden 
Wohnkosten bei?

Ja
Nein

41. Sollte der kommerzielle Besitz von Wohnraum in bestimmten 
geografischen Gebieten eingeschränkt oder weniger attraktiv gemacht 
werden?

Stimme völlig zu
Stimme zu
Weder - noch
Stimme nicht zu
Stimme überhaupt nicht zu
Keine Meinung

43. Welche Auswirkungen hätten Maßnahmen, die das Eigentum an 
Wohneinheiten durch Finanzunternehmen begrenzen, z. B. auf das 
Mietangebot und die Mietpreise oder auf die Renditen für Kleininvestoren in 
Anlageportfolios?
Bitte belegen Sie, wenn möglich, Ihre Ausführungen.

höchstens 300 Zeichen

44. Sind Sie der Ansicht, dass leer stehende Immobilien besteuert oder 
reguliert werden sollten, um Eigentümer dazu zu bewegen, sie auf den Markt 
zu bringen?

Ja
Nein

Inklusion
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45. Sollten bestimmte Zielgruppen im Europäischen Plan für erschwinglichen 
Wohnraum vorrangig berücksichtigt werden? 
Falls ja, erläutern Sie bitte, welche und warum.

höchstens 300 Zeichen

46. Wie können junge Menschen sowohl als Mieter als auch beim ersten 
Immobilienkauf am besten unterstützt werden?

höchstens 300 Zeichen

47. Welche Maßnahmen könnten die Barrierefreiheit von Wohnraum für 
Menschen mit Behinderungen und ältere Menschen verbessern?

Höchstens 2 Auswahlvorgänge

Zweckbindung von Mitteln für Barrierefreiheit
Verbesserung der Kompetenzen von Baufachkräften im Bereich 
Barrierefreiheit
Mehr Rechtssicherheit in Bezug auf die Anforderungen an barrierefreien 
Wohnraum
Sonstiges

48. Was könnte getan werden, um für Gruppen, die (aus Gründen der Rasse 
oder ethnischen Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, der sexuellen 
Ausrichtung, der Geschlechtsidentität, der Geschlechtsmerkmale usw.) von 
Diskriminierung betroffen sind, den gleichberechtigten Zugang zu 
hochwertigem Wohnraum und ein unabhängiges Leben zu gewährleisten?

Höchstens 3 Auswahlvorgänge

Die nationalen Antidiskriminierungsgesetze im Wohnungswesen verschärfen 
und eine wirksame Durchsetzung der bestehenden Rechtsvorschriften 
gewährleisten
Prozesskostenhilfe und Unterstützungsleistungen für Personen bereitstellen, 
die auf dem Wohnungsmarkt diskriminiert werden
Gegen die Segregation auf dem Wohnungsmarkt vorgehen, indem die 
Entwicklung inklusiver Wohnraumprojekte für von Diskriminierung bedrohte 
Gruppen unterstützt wird
Einen Anteil des öffentlichen oder sozialen Wohnungsbaus Gruppen 
vorbehalten, die von Diskriminierung bedroht sind
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Gruppen, die von Diskriminierung bedroht sind, den Zugang zu Krediten und 
Wohnungsbaukrediten erleichtern
Übergangs- und Notunterkünfte für Menschen in prekären Situationen 
finanzieren
Kampagnen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit für das Recht auf Wohnen 
und den Kampf gegen Diskriminierung durchführen
Den Austausch bewährter Verfahren zwischen den Mitgliedstaaten in Bezug 
auf Inklusion erleichtern
Die Zusammenarbeit zwischen Behörden, der Zivilgesellschaft und 
Betroffenenverbänden fördern
Sonstiges

49. Wie könnten wohnungspolitische Maßnahmen und Investitionen zur 
Bekämpfung der Obdachlosigkeit beitragen, sowohl im Hinblick auf die 
Prävention als auch auf die Bereitstellung nachhaltiger Wohnraumlösungen 
für obdachlose Menschen?

Höchstens 3 Auswahlvorgänge

Regulierung des Mietmarktes, um mehr Fairness und Inklusivität zu 
gewährleisten, insbesondere in Bezug auf Zwangsräumungen
Bereitstellung effizienter und zeitnaher Unterstützungsdienste 
(Schuldenberatung, Mediationsdienste, finanzielle Unterstützung usw.) für von 
Zwangsräumung bedrohte Personen
Unterstützung für die am stärksten gefährdeten Bevölkerungsgruppen in Form 
von Wohngeld/Zuschüssen in angemessener Höhe
Sicherstellen, dass sozialer und öffentlicher Wohnraum angemessen ist und 
obdachlose Menschen im Rahmen des Zuweisungssystems Vorrang erhalten
Schaffung eines günstigen Umfelds, um Investitionen in den Wohnungsbau, 
die sich sozial positiv auswirken, für den Privatsektor attraktiver zu machen, 
wovon auch obdachlose Menschen profitieren könnten
Sonstiges

Governance

50. Der Wohnungsmarkt wird von ganz unterschiedlichen Maßnahmen 
beeinflusst, die auf lokaler, regionaler, nationaler oder sogar europäischer 
Ebene beschlossen werden können.
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Wie könnten all diese Ebenen am besten zusammenarbeiten, um für mehr 
erschwinglichen Wohnraum zu sorgen und bewährte Verfahren zu verbreiten?

höchstens 300 Zeichen

Abschließende Fragen

Contact

ENER-TF-HOUSING@ec.europa.eu

51. Stehen Sie über die von Ihnen angegebene E-Mail-Adresse 
gegebenenfalls für weitere Fragen zur Verfügung? 

x Ja 
Nein 

 52. Möchten Sie eine Datei hochladen, um zusätzliche Informationen oder 
eine ausführlichere Erläuterung (z. B. Positionspapiere) bereitzustellen? 
Zulässiges Dateiformat: pdf,doc,docx,odt,txt,rtf 

Stellungnahme Europabüro FrankfurtRheinMain zum Thema 
Wohnen auf europäischer Ebene 
https://www.europabuero-frm.de/media/custom/2674_557_1.PDF?1748943569 




